
 
 

 

Landesgruppe Niedersachsen 

Stellungnahme der Landesgruppe Niedersachsen des Grundschulverbandes  

zur 

Anhörfassung des Runderlasses Die Arbeit in der Ganztagsschule 

Die Landesgruppe Niedersachsen des Grundschulverbandes1 nimmt mit den folgenden 

Ausführungen Stellung zu der Anhörfassung des Runderlasses Die Arbeit in der 

Ganztagsschule: 

Der Grundschulverband steht der Anhörfassung durchaus positiv gegenüber.  

Insbesondere die verstärkten Hinweise auf die Ganztagsschule als inklusive Schule sowie auf 

die partizipativen Strukturen des Ganztages erachten wir als positives Signal. Ebenso entspricht 

die Einbindung der politischen sowie digitalen Bildung im Ganztag aktuellen bildungspolitischen 

Tendenzen. In diesem Sinne und auch im Hinblick auf die Bedürfnisse zahlreicher Schülerinnen 

und Schüler halten wir die Hinweise auf Ruhe- und Entspannungszeiten, insbesondere auch auf 

freie und informelle Phasen im Ganztag für essentiell. 

Die Möglichkeit, weitere Abholzeiten zu installieren entspricht dem häufigen Wunsch der 

Erziehungsberechtigten. Diese Möglichkeit darf aber nicht dazu führen, dass dem 

pädagogischen Qualitätsanspruch der ganztägigen Angebote entgegengewirkt wird, z. B., 

indem Kinder auch während der Ganztagsangebote abgeholt werden könn(t)en. 

Regelmäßige Austauschrunden mit allen an Ganztagsschule Beteiligten (2.15) halten wir für 

sinnvoll, um den Ganztag als eine Einheit gestalten zu können. Aus unserer Sicht sind 

Übergabezeiten, die sich im Stundendeputat niederschlagen sollten, wünschenswert 

hinsichtlich einer sinnvollen und organischen Verzahnung von Vormittag und Nachmittag.  

Kritisch Stellung nehmen möchten wir zu folgenden Punkten: 

• 2.10: Unseres Erachtens ist ein gesundes und warmes Mittagessen, wie es im alten 

Erlass vorgesehen war, unabdingbar für eine gesunde Entwicklung der Kinder. Auch 

hinsichtlich einer, in der Gesellschaft unterschiedlich abgebildeten, Wandlung der 

Familie (z. B. berufstätige Mütter und Väter, fragmentierte Kindheiten, verschiedene 

Familienkonstellationen …) und der insbesondere in Bezug auf die Zielsetzung des 

Ganztages für mehr Chancengleichheit halten wir ein warmes Mittagessen für 

unerlässlich. Der Hinweis auf die DGE-Qualitätsstandards ist hilfreich, allerdings nicht 

ausreichend. Bezugnehmend auf den Koalitionsvertrag würden wir uns eine Erweiterung 

auf „regionales“ Mittagessen wünschen. Ebenso wäre das Vorhaben, darauf 

hinzuwirken, dass alle Schülerinnen und Schüler am Mittagessen teilnehmen (vgl. 

Koalitionsvertrag 2023, S. 67) unbedingt in den Erlass mit aufzunehmen. Unseres 

Erachtens soll in der Ganztagsschule keine „Zwei-Klassengesellschaft“ entstehen 

zwischen Familien, die sich das Mittagessen leisten können und denen, die es sich nicht 

leisten können. Ein kostenloses Mittagessen für alle wäre in diesem Sinn ebenso 

sinnvoll.  

• 4.2: Auch hier fällt der neue Erlass hinter die Vorgaben des alten Erlasses zurück. Ziel 

muss es unseres Erachtens sein, zumindest perspektivisch keine Lehrkräftestunden 
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mehr kapitalisieren zu müssen, sondern dann auch durch Lehrkräfte durchführen zu 

lassen.  

• 6.3: Grundsätzlich erkennen wir an, dass für die Vorbereitung, Durchführung und 

Nachbereitung von Angeboten ein höherer Zeitaufwand benötigt und daher die 

Begleitung und Betreuung solcher Angebote mit der vollen Arbeitszeit vergütet werden. 

Gleichzeitig weisen wir darauf hin, dass auch die Beaufsichtigung von informellen Spiel- 

und Lernsituationen, Pausenaufsichten oder die Begleitung der Kinder während des 

Mittagsessens für Mitarbeitende und Lehrkräfte Arbeitszeit bedeutet und sie daher 

ebenfalls mit der vollen Anrechnung der Arbeitszeit gewichtet werden sollten. 

• 9.2: Gern stehen Schulen dafür zur Verfügung, über die Möglichkeit staatlicher Hilfen zu 

informieren. Allerdings ist dieses nicht an erster Stelle Aufgabe der Schulen, sondern 

der staatlichen Unterstützungssysteme. Diese zu bündeln und für die Menschen 

niederschwellig zugänglich zu machen, sehen wir als zentrale Aufgabe des Staates, hier 

der Kommunen und Landkreise, an. Eine Möglichkeit sehen wir in der Weiterentwicklung 

der Schulen als „Community-Zentren“, wie sie El-Mafaalani u.a. in ihrem Buch „Kinder. 

Minderheit ohne Schutz“ oder der Koalitionsvertrag in seinem auf S. 61 formulierten 

Vorhaben  

„Wir werden eine gesetzliche Grundlage für Familienzentren schaffen sowie auf Basis 

des „Early Excellence“-Rahmens Chancen zur Weiterentwicklung ermöglichen. Ziel sollte 

es sein, dass Familienzentren genau dort entstehen, wo Familien sind – beispielsweise 

an Kitas, Schulen oder Jugendzentren. Bürokratische Hürden wollen wir reduzieren.“ (S. 

61) 

vorschlagen.  

Zudem halten wir folgende Impulse wichtig: 

• 1.2: Für die erfolgreiche Umsetzung einer inklusiven Ganztagsschule ist es dringend 

erforderlich, dass Schulbegleitungen bei einem Besuch der Ganztagsschule auch 

ganztägig und nicht nur für den Schulvormittag eingesetzt werden. Zudem muss bei 

Bedarf auch für einen zusätzlichen Transport am Nachmittag gesorgt werden.  

• 7.1: Obschon die Antragsstellung im NSchG geregelt ist, möchten wir an dieser Stelle 

darauf hinweisen, dass in der Praxis eine einseitige Antragstellung durch den 

Schulträger Schulen und insbesondere Schulleitungen vor große Herausforderungen 

stellen. Daher ist wäre an dieser Stelle ein Hinweis aus die Einvernehmlichkeit auch bei 

Antragstellung durch den Schulträger wünschenswert. 

Als bildungspolitisch aktiver, pädagogischer und wissenschaftsbasierter Verband, der sich seit 

über 50 Jahren für eine reformpädagogisch orientiere Weiterentwicklung der Grundschule 

einsetzt, freuen wir uns, die Gelegenheit zu dieser Stellungnahme erhalten zu haben. 

Gleichzeitig freuen wir uns, wenn unsere pädagogische, fachwissenschaftliche und 

fachdidaktische Expertise in Form der in der Stellungnahme formulierten Anmerkungen bei der 

Be- bzw. Überarbeitung der Anhörfassung des Runderlasses Die Arbeit in der Ganztagsschule 

berücksichtigt werden würde.  
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